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Vorblatt 


Änderung des Gesetzes über das Branntweinmonopol 
(Schriftlicher Bericht des Finanzausschusses) 


A. Problem 

Die Bundesregierung hält zum Ausgleich des Haushalts 1972 
und der folgenden Jahre Steuererhöhungen für erforderlich. 


B. Lösung 

Es sollen einzelne Verbrauchsteuern erhöht werden. Diese 
Vorlage betrifft die Erhöhung der Branntweinsteuer um 25 v. H. 
Die Steuererhöhung soll zum 1. Januar 1972 wirksam werden. 
Die Nachversteuerung der Lagervorräte wird gegenüber der 
Regierungsvorlage wesentlich vereinfacht; die Steuererhöhung 
soll sich nicht mehr auf den zur Herstellung von Heilmitteln 
verwendeten Branntwein auswirken. 

Ablehnung des Gesetzentwurfs durch die CDU/CSU. 


C. Alternativen 

Hilfsanträge der CDU/CSU, die Umstellung erst zum 1. März 
oder zum 1. Februar 1972 vorzunehmen, wurden abgelehnt. 


D. Kosten 

Es wird mit folgenden Steuermehreinnahmen gerechnet: 

1972 500 Millionen DM 

1973 610 Millionen DM 

1974 640 Millionen DM 

1975 670 Millionen DM. 
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Schriftlicher Bericht 

des Finanzausschusses 
(6. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über das Branntwein- 
monopol 

— Drucksache Vl/2768, zu Drucksache Vl/2768, 
Nachtrag zu Drucksache Vl/2768 — 


A. Bericht des Abgeordneten Vogt 


Der Gesetzentwurf wurde in der 148. Sitzung 
des Deutschen Bundestages vom 4. November 1971 
an den Finanzausschuß und mitberatend an den 
Haushaltsausschuß überwiesen. Der Finanzausschuß 
hat über die Vorlage am 4. November und 1. Dezem- 
ber 1971, der Haushaltsausschuß am 2. Dezember 
1971 beraten. 

Der Gesetzentwurf bildet zusammen mit dem Ent- 
wurf eines Gesetzes über die weitere Finanzierung 
von Maßnahmen zur Verbesserung der Verkehrs- 
verhältnisse der Gemeinden und des Bundesfern- 
straßenbaus (Drucksache Vl/2767) und dem Entwurf 
eines Elften Gesetzes zur Änderung des Tabak- 
steuergesetzes (BR-Drucksache 606/71) die von der 
Bundesregierung auf dem Gebiete des Steuerrechts 
vorgeschlagenen Maßnahmen zur Konsolidierung der 
Bundesfinanzen im Zusammenhang mit der Vorlage 
des Haushaltsplans 1972 und der Fortschreibung der 
mehrjährigen Finanzplanung. 

Der den Gegenstand dieses Berichts bildende Ent- 
wurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über das Branntweinmonopolgesetz sieht eine Er- 
höhung des Steuersatzes für Branntwein, soweit er 
dem vollen Steuersatz unterliegt, um 25 v. H. vor. 
Dem vollen Steuersatz unterliegt insbesondere 
Branntwein zu Trinkzwecken, daneben aber auch 
Branntwein zu anderen Zwecken, soweit im Ge- 
setz keine spezielle Äusnahme vorgesehen ist. Da- 
nach gehört zu dem voll steuerpflichtigen Brannt- 
wein unter anderem auch der für die Herstellung 


von Heilmitteln benötigte Branntwein, soweit es 
sich weder um sogenannten Äpothekerbranntwein 
noch um genußunfähigen Branntwein in Heilmitteln 
zur äußeren Änwendung handelt. Das würde be- 
deuten, daß der Heilmittelalkohol — entsprechend 
der Regierungsvorlage — in die Steuererhöhung 
einbezogen werden müßte mit der möglichen Folge 
gewisser Preisanhebungen bei diesen Heilmitteln. 
Dieses an sich unerwünschte Ergebnis gab dem 
Finanzausschuß — entsprechend einer Änregung 
des Bundesrates — Veranlassung, die Rechtfertigung 
der Gleichstellung des Heilmittelalkohols mit Trink- 
branntwein erneut zu überprüfen. 

Der Äusschuß ist nunmehr zu der Überzeugung 
gelangt, daß sich im Falle von unterschiedlichen 
Steuersätzen für Trinkbranntwein und für Brannt- 
wein zur Herstellung von Heilmitteln der erfor- 
derliche Kontrollaufwand jedenfalls dann in vertret- 
baren Grenzen hält, wenn die Steuersätze nicht er- 
heblich voneinander abweichen. Diese Vorausset- 
zungen sind noch erfüllt, wenn der Steuersatz für 
Branntwein zur Herstellung von Heilmitteln in die 
Steuererhöhung um 25 v. H. nicht einbezogen wird. 
Gleichzeitig schlägt der Finanzausschuß jedoch vor, 
nunmehr den sogenannten Äpothekerbranntwein 
(§ 84 Äbs. 1 Nr. 2 in der bisherigen Fassung des 
Branntweinmonopolgesetzes) auf den Steuersatz für 
Branntwein zur Herstellung von Heilmitteln anzu- 
heben. Dies ist sachlich gerechtfertigt, weil Heilmit- 
telfabriken unvergällten Heilmittelbranntwein zum 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdrudcerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlaq Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 



Drucksache VI/2881 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


gleichen Zweck verwenden wie Ärzte, Krankenhäu- 
ser und Apotheken. Die Differenz in den Steuersät- 
zen für Trinkbranntwein und für den sogenannten 
Apothekerbranntwein würde auch — wenn es beim 
bisherigen Steuersatz für den sogenannten Apothe- 
kerbranntwein bliebe — infolge der Steuererhö- 
hung beim Trinkbranntwein so erheblich werden, 
daß hier eine erhöhte Mißbrauchsgefahr begründet 
würde. Dies soll vermieden werden. Diese Gefahr 
besteht nicht für vergällten Branntwein zur äußer- 
lichen Anwendung (§ 84 Abs. 1 Nr. 3 Branntwein- 
monopolgesetz), so daß es hier beim geltenden 
Steuersatz sein Bewenden haben kann. 

Die vorgeschlagene Änderung des Artikels 2 Ab- 
satz 4 Satz 2 soll sicherstellen, daß Schwierigkeiten 
bei der Anmeldung nachsteuerpflichtiger Waren ver- 
mieden werden können. 

Im übrigen ging das Bestreben des Finanzaus- 
schusses dahin, die Nachversteuerung der am 1. Ja- 
nuar 1972 vorhandenen Bestände von Branntwein 
zu vereinfachen. Der Ausschuß schlägt hierzu vor, auf 
eine Nachversteuerung von weinhaltigen Süß- und 
Schokoladenwaren ganz zu verzichten und die Nach- 


versteuerung von weingeisthaltigen Aromen und 
von Getränken in Kleinstflaschen nur auf der Er- 
zeugerstufe vorzunehmen. Die Nachversteuerung 
von Likörweinen und weinhaltigen Getränken soll 
nunmehr pauschaliert vorgenommen werden. 

Die Mitglieder aus der Fraktion der CDU/CSU 
haben dem Gesetzentwurf bei der Schlußabstim- 
mung die Zustimmung aus den bereits in der ersten 
Beratung im Plenum des Deutschen Bundestages 
vorgetragenen Gründen versagt. Sie haben sich 
gleichwohl an der Einzelberatung beteiligt. Dies 
gilt insbesondere für die vorstehend erläuterten 
Änderungsvorschläge des Ausschusses; die Steuer- 
erhöhung für den sogenannten Apothekerbrannt- 
wein wurde von der Opposition jedoch nicht unter- 
stützt. Weitergehende Anträge, die Steuererhöhun- 
gen erst zum 1. März 1972 oder hilfsweise zum 
1. Februar 1972 wirksam werden zu lassen und auf 
die Nachversteuerung von Likörweinen und wein- 
haltigen Getränken ganz zu verzichten, fanden je- 
doch keine Mehrheit. 

Der Haushaltsausschuß hat dem Beratungsergeb- 
nis zugestimmt. 


Bonn, den 2. Dezember 1971 


Vogt 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/2768 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 2. Dezember 1971 


Der Finanzausschuß 


Dr. Schmidt (Wuppertal) 

Vorsitzender 


Vogt 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über das Branntweinmonopol 

— Drucksache VI/2768 — 

mit den Beschlüssen des Finanzausschusses 
(6. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über das 
Branntweinmonopol 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

In § 84 Abs. 2 Nr. 1 des Gesetzes über das Brannt- 
weinmonopol vom 8. April 1922 (Reichsgesetzbl. I 
S. 335, 405), zuletzt geändert durch das Gesetz über 
die Erhebung einer besonderen Ausgleichsabgabe 
auf eingeführten Branntwein vom 23. Dezember 1970 
(Bundesgesetzbl. I S. 1878), wird die Zahl „1200" 
durch die Zahl „1500" ersetzt. 


Artikel 2 

(1) Branntwein zu Trinkzwecken und sonstigen, 
in § 84 Abs. 2 Nr. 2 bis 5 des Gesetzes über das 
Branntweinmonopol nicht genannten Zwecken und 
die daraus hergestellten Erzeugnisse, die sich zu 
Beginn des 1. Januar 1972 im freien Verkehr befin- 
den, unterliegen einer Nachsteuer in Höhe von 
300 Deutsche Mark für ein Hektoliter Weingeist. 


(2) Trinkbranntwein und andere als die in Satz 2 
genannten weingeisthaltigen Erzeugnisse, deren 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über das 
Branntweinmonopol 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

§ 84 Abs. 2 des Gesetzes über das Branntweinmo- 
nopol vom 8. April 1922 (Reichsgesetzbl. I S. 335, 
405), zuletzt geändert durch das Gesetz über die Er- 
hebung einer besonderen Ausgleichsabgabe auf 
eingeführten Branntwein vom 23. Dezember 1970 
(Bundesgesetzbl. I S. 1878), wird wie folgt geändert: 

1. In Nummer 1 wird die Zahl „1200" durch die 
Zahl „1500" ersetzt. 

2. Nummer 2 erhält folgende Fassung: 

„2, für unvergällten Branntwein zur Herstellung 
von Heilmitteln und zur Verwendung zu 
medizinischen Zwecken durch Ärzte und in 
Krankenhäusern 1200 DM,". 

Artikel 2 

(1) Branntweine zu Trinkzwecken und sonstigen, 
in § 84 Abs. 2 Nr. 2 bis 5 des Gesetzes über das 
Branntweinmonopol nicht genannten Zwecken, 

Halberzeugnisse, die für die Trinkbranntweinher- 
stellung geeignet sind, Trinkbranntweine, Likör- 
weine (§ 1 Abs. 2 des Weingesetzes vom 14. Juli 1971 
— Bundesgesetzbl. I S. 893) und weinhaltige Ge- 
tränke (§ 29 des Weingesetzes), die sich zu Beginn 
des 1. Januar 1972 im freien Verkehr befinden, un- 
terliegen einer Nachsteuer in Höhe von 300 Deut- 
sche Mark für ein Hektoliter Weingeist. 

(2) Trinkbranntweine, deren Weingeist nur zum 
Teil aus Branntwein stammt, unterliegen mit der 
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Entwurf 

Weingeist nur zum Teil aus Branntwein stammt, un- 
terliegen mit der gesamten Weingeistmenge der 
Nachsteuer. Likörweine (§ 1 Abs. 2 des Weinge- 
setzes vom 14. Juli 1971 — Bundesgesetzbl. I S. 893) 
unterliegen der Nachsteuer mit der Weingeistmenge, 
die sich aus einem 14 Raumhundertteile, weinhaltige 
Getränke (§ 29 des Weingesetzes) mit der Wein- 
geistmenge, die sich aus einem 10,5 Raumhundert- 
teile übersteigenden Weingeistgehalt errechnet. 

(3) Der Nachsteuer unterliegen nicht 

1. die in Absatz 1 genannten Waren bis zu einer 
Gesamtmenge von 50 Liter Weingeist, 

2. a) weingeisthaltige Süß- und Schokoladewaren, 
b) weingeisthaltige Aromen (Essenzen), 


c) weingeisthaltige Heilmittel, 

die sich außerhalb des Herstellungsbetriebes im 
Handel oder beim Verbraucher befinden. 

(4) Die Steuerschuld entsteht mit Beginn des 
1. Januar 1972. Steuerschuldner ist, wer nachsteuer- 
pflichtige Waren im unmittelbaren oder mittelbaren 
Eigenbesitz hat. 

(5) Der Steuerschuldner hat die Art, die Menge 
und den Weingeistgehalt der einzelnen nachsteuer- 
pflichtigen Waren bis zum 14, Januar 1972 unter 
Angabe des Lagerortes bei der Zollsteile, in deren 
Bezirk die Waren lagern, schriftlich in doppelter 
Ausfertigung anzumelden und die Nachsteuer zu be- 
rechnen. Die Nachsteuer ist bis zum 14. April 1972 
zu entrichten. Zahlungsaufschub ist ausgeschlossen. 

(6) Wer als Steuerschuldner für die Nachsteuer 
in Betracht kommt, unterliegt der amtlichen Auf- 
sicht nach §§48 bis 50 des Gesetzes über das Brannt- 
weinmonopol, Dabei dürfen Wohnungen nur inso- 
weit betreten werden, als dies zur Sicherung des 
Steueraufkommens dringend erforderlich ist. Arti- 
kel 13 des Grundgesetzes wird insoweit einge- 
schränkt. 

Artikel 3 

(1) Branntwein, der 1971 erzeugt, aber erst 1972 
abgenommen wird (§ 77 des Gesetzes über das 
Branntweinmonopol), gilt als im Jahre 1972 erzeugt. 

(2) Branntwein und Branntweinerzeugnisse, die 
1971 mit dem Anspruch auf Ausfuhrvergütung zur 
Ausfuhr abgefertigt werden, gelten als 1971 ausge- 
führt. 

(3) Für die in Artikel 2 Abs. 1 genannten Waren, 
die 1971 zu einer Zollgutveredelung abgefertigt 
werden und 1972 in den zollrechtlich freien Verkehr 
treten, erhöht sich die Monopolausgleichschuld, die 
nach § 154 Abs. 1 des Gesetzes über das Branntwein- 
monopol entsteht, um 300 Deutsche Mark für ein 
Hektoliter Weingeist. Werden die Waren 1971 zu 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

gesamten Weingeistmenge der Nachsteuer. Likör- 
weine unterliegen mit einer Weingeistmenge von 3 
Raumhundertteilen, weinhaltige Getränke mit einer 
Weingeistmenge von 4 Raumhundertteilen der 
Nachsteuer. 


(3) Der Nachsteuer unterliegen nicht 
1. unverändert 


2. a) weingeisthaltige Aromen (Essenzen), 

b) Trinkbranntweine, Likörweine und weinhal- 
tige Getränke in Kleinverkaufsbehältnissen 
mit einem Inhalt von nicht mehr als 0,1 Liter, 


die sich bereits beim Händler oder Verbraucher 
befinden. 

(4) Die Steuerschuld entsteht mit Beginn des 
1. Januar 1972. Steuerschuldner ist, wer nachsteuer- 
pflichtige Waren im Besitz hat. 

(5) unverändert 


(6) unverändert 


Artikel 3 
unverändert 
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Entwurf Beschlüsse des 6. Ausschusses 

einem passiven Veredelungsverkehr abgefertigt und 
1972 wieder eingeführt, so entsteht abweichend von 
§ 154 Abs. 2 des Gesetzes über das Branntweinmono- 
pol eine Monopolausgleichschuld in Höhe von 
300 Deutsche Mark für ein Hektoliter Weingeist. 

Artikel 4 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 5 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1972 in Kraft. 


Artikel 5 
unverändert 


Artikel 4 
unverändert 
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